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TAGESFRAGE: DER KAMPF GEGEN DIE DOPPELVERDIENER.

Die Frage der „Doppelverdiener" ist in ein akutes Stadium getreten. Fast in jedem
Betrieb, fast in jeder Zeitung, in jeder Diskussion wird die Entfernung der Doppel¬
verdiener als erste praktische Maßnahme gegen die Arbeitslosenkatastrophe verlangt.
Unter „Doppelverdienern" wird dabei fast immer die verheiratete Frau genannt, doch

gehen sehr viele Forderungen offen dazu über, damit überhaupt ein Verbot, zumindest

eine wesentliche Einschränkung der Frauenarbeit zu beantragen, weil man in der

Frauenarbeit eine Ursache der Arbeitslosigkeit zu erblicken glaubt! Für die viereinhalb

Millionen Arbeitslosen sollen einfach ebensoviel Frauen herausgesetzt werden (wobei
man vergißt, daß unter den 4 559 000 Arbeitsuchenden zu Ende Dezember auch 905 000

Frauen sind). Unter dem Druck der öffentlichen Meinung gehen nun die Regie¬
rungen zu entscheidenden und folgenschweren Schritten über.

Der Reicbsarbeitsminister hat ein zunächst an die Vereinigung der Deutschen Arbeit¬

geberverbände gerichtetes Schreiben über die Frage der Doppelverdiener vom 22. De¬

zember 1930 nunmehr am 10. Januar 1931 auch den obersten Sozialbehörden der Länder

sowie der Hauptverwaltung der Deutschen Reichsbahngesellschaft zur Kenntnis gegeben.
Wenn dieses Schreiben auch nur als „Richtlinie" aufzufassen ist und sich nicht aus¬

drücklich gegen die verheirateten Frauen richtet, so ist doch sicher anzunehmen, daß

es sich in der Praxis in erster Linie gegen die verheiratete erwerbstätige Frau auswirken

wird. Es hat folgenden Wortlaut:

„In letzter Zeit häufen' sich in der Oeffentlichkeit wiederum die Klagen über die

sogenannten „Doppelverdiener", auf die ich Ihre Aufmerksamkeit bereits mit meinem

Schreiben vom 24. September 1926 gelenkt habe. Ich erkenne gern an, daß sich in den

letzten Jahren die Verbände der Arbeitgeber und Arbeitnehmer wiederholt mit dieser

Angelegenheit beschäftigt haben und daß in einer Reihe von Einzelfällen Abhilfe ge¬

schaffen wurde. Auch die Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver¬

sicherung hat seinerzeit auf meine Veranlassung bereits die Arbeitsämter angewiesen,
im Rahmen der Vermittlungsgrundsätze des Paragraphen 58 Abs. 1 AVAVG bei der

Vermittlung von Arbeitsuchenden einen etwaigen Doppelverdienst zu berücksichtigen.
Gleichwohl kann ich die noch immer laut werdenden Klagen über die Beschäftigung
von Doppelverdienern mit Rücksicht auf die gegenwärtig hohe Arbeitslosenzahl nicht

als unberechtigt ansehen; ich weise zugleich darauf hin, daß auch dem

Reichstag Anträge vorliegen, die sich mit der Angelegenheit beschäftigen, und daß der

Vorstand der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung kürzlich

in einer Entschließung gefordert hat, daß die Mißstände auf dem Gebiete des „Doppel-
verdienens" beseitigt werden müssen. Allerdings läßt sich nach der Auffassung des Vor¬

standes der Reichsanstalt eine allgemein gültige Begriffsbestimmung des „Doppelver-
dienens", die alle in Betracht kommenden Lebensverhältnisse erschöpfend erfaßt, nicht



.finden; im Einzelfall dürfte aber die Feststellung kaum Schwierigkeiten bereiten, ob der

Doppelverdienst mit Rücksicht auf die Arbeitsmarkllage vertreten werden kann. —

Ich richte daher erneut die dringende Bitte an Sie, der Frage der Doppelverdiener

Ihre besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Ich bitte ferner, entsprechend der Zusage

Ihrer Vertreter in der Sitzung des Vorstandes der Reichsanstalt vom 4. Dezember 1930

auf die Ihnen angeschlossenen Verbände dahin einzuwirken — daß ¦— soweit nicht im

Einzelfalle besondere Härten entstehen — bei Entlassungen in erster Linie die soge¬

nannten „Doppelverdiener" ausscheiden, und daß keine Doppelverdiener neu eingestellt

werden, solange unter den Arbeitslosen geeignete andere Arbeitskräfte verfügbar sind."

Sachsen geht weiter. Während der preußische Handelsminisler Schreiber bei der

Etatberatung im Landtag am 21. Januar die Frage der Doppelverdiener als „in der

Oeffentlichkeit vielfach überschätzt" bezeichnet hat und sie im Zusammenhang mit

dem Reichsarbeitsministerium behandeln will, sollen nach einer Verordnung der

sächsischen Regierung alle Frauen, die auf Privatdienstvertrag im Staatsdienst stehen,

entlassen werden, sofern ihr Mann ausreichend verdient. Auf die im Beamtenverhältnis

stehenden verheirateten Frauen soll eingewirkt werden, daß sie freiwillig zurücktreten.

Gegebenenfalls sollen sie ohne Gehalt, aber unter Aufrechterhaltung der Versorgungs¬

ansprüche, beurlaubt werden.

In ähnlicher Weise sind auch bereits eine ganze Anzahl von Städten vorgegangen.

In Berlin hat die Deutsche Volkspartei in der Stadtverordnetenversammlung einen

Dringlichkeitsantrag zur Doppelverdienerfrage eingebracht, in dem es u. a. heißt: „Ver¬

heiratete Frauen sind in städtische Dienste nur dann einzustellen oder endgültig anzu¬

stellen, wenn ihr Ehegatte ein Einkommen hat, das unter Berücksichtigung der heuligen

wirtschaftlichen Lage zum standesgemäßen Lebensunterhalt der Familie nicht ausreicht."

Die Wirtschaftspartei gegen die Frauenarbeit! Ganz offen aber heißt es in einem

Antrag Dirscherl, Drewilz und Genossen der Wirtschaftspartei: „Der Reichstag wolle

beschließen, die Reichsregierung zu ersuchen, 1. . . .,
2. bei allen Reichs-, Staats- und

Gemeindebehörden jede weitere Einstellung von weiblichem Personal auf das absolut

erforderliche Maß zu beschränken; 3. die bereits im Reichs-, Staats- und Gemeinde¬

dienst sich befindlichen weiblichen Kräfte, insbesondere diejenigen, die Männerstellen

bekleiden (?1), abzubauen, soweit diese nicht eine Verpflichtung zum Unterhalt der

Eltern haben, oder soweit nachweisbar keine Mittel für den Lebensunterhalt vorhanden

sind, oder deren Belassung ein dringendes Erfordernis ist; 4. den Ehefrauen der Reichs-,

Staats- und Gemeindebeamten sowie von Angestellten und Pensionären zu verbieten,

einen Beruf auszuüben, der sich wirtschaftlich schädigend für die Erwerbsstände

auswirkt" (I). Hier ist die Frontstellung deutlich ausgesprochen — Kampf gegen die

Frauenarbeit schlechthin!

Die Reichstagsfraktion der SPD. hat dagegen in einem Antrag an den Reichstag

den Begriff „Doppelverdiener" präziser und nicht gegen die verheiratete Frau gerichtet

gefaßt: „1. Allen in Reichs-, Staats- oder Kommunaldiensten oder in Diensten öffentlich-

rechtlicher Körperschaften ständig beschäftigten Personen (Beamten, Angestellten und

Arbeitern) ist die Uebernahme und Ausführung außerdienstlicher entgeltlicher Berufs¬

tätigkeit grundsätzlich zu untersagen. Wissenschaftliche, literarische und kunst¬

schöpferische Betätigung ist ausgenommen.
— 2. Der Reichsarbeitsminister ist zu er¬

mächtigen, für Berufe, die erfahrungsgemäß besonders unter Schwarzarbeit zu leiden

haben, den Zwang zur Meldung aller offenen Stellen bei den Arbeitsämtern und zur

Benutzung der Arbeitsämter einzuführen, und zwar insoweit auch nur eine Gelegenheits¬

arbeit oder vorübergehende Beschäftigung in Betracht kommt. — 3. Die Arbeitsnach¬

weise sind zu verpflichten, Personen, die in andern Berufen oder Betrieben berufs¬

mäßig als Arbeitnehmer tätig sind, nur dann in eine zusätzliche Beschäftigung zu ver-



haltende Mehrarbeiten möglichst durch vorhandenes Personal auch unter Ein¬

schaltung von Ueberstunden ausführen zu lassen, tritt immer mehr in

Erscheinung."

UMSCHAU ZUR FRAUENARBEIT UND FRAUENBEWEGUNG.

Der Papst gegen die moderne Frau. In einer umfangreichen Enzyklika wendet

sich der Papst gegen die Auflösungsbestrebungen in der Ehe, gegen Geburtenregelung

aller Art, gegen die Kameradschaftsehe usw. Unter den Folgen solcher verkehrter

Auffassungen wird die dreifache Emanzipation der Frau verurteilt: Die physiologische,
die sie von den ehelichen und mütterlichen Pflichten befreien solle, die wirtschaftliche,

die ihr im Beruf eine verderbliche Unabhängigkeit einräume, und schließlich die soziale,

durch die die Frau in die politischen Wirrnisse hineingezogen würde. Als Mittel

gegen dieses „neue Heidentum" werden Bekämpfung der Leidenschaften, Gehorsam

gegenüber der Kirche, sorgfältige Auswahl des Gatten unter Anhörung des Rates der

Eltern, sorgfältige vorherige Sicherstellung der Mittel für die Führung der Ehe gefordert!

Sinken der Frauenarbeit in Oesterreich. Das eben erschienene ..Wirtschafts¬

statistische Jahrbuch 1929/30" der Wiener Arbeiterkammer zeigt, daß die Krise des

Jahres 1930 schon in den ersten Monaten sich bei den Frauen empfindlicher fühlbar

macht als bei den Männern. In den Jahren der besseren Konjunktur und der Rationali¬

sierungsbestrebungen in verstärktem Maße in die Betriebe eingestellt, werden die Frauen

nun zuerst und. in verstärkter Anzahl abgebaut. Wenn man den Monatsdurchschnitt

des Arbeiterstandes in den größeren Betrieben Oesterreichs im Jahre 1929 mit 100 an¬

nimmt, so ist er im April 1930 bei den Männern auf 87,87. bei den Frauen aber

auf 86,15 gesunken.

Frauenprotest gegen Friedenspropaganda. Der sogenannte „Deutsche Frauenausschuß

zur Bekämpfung der Schuldlüge" hat an die sozialdemokratische Reichstagsfraktion die

Abschrift eines an die Reichsregierung gerichteten Briefes gesandt, mit der Bitte, die

Forderungen des „Ausschusses" zu unterstützen. Die von der früheren volkspartei¬

lichen Abg. Clara Mende unterzeichnete Eingabe verlangt aus Anlaß der Aufführung des

Remarque-Films, daß die Aufführung „ausländischer Filme mit antideutscher Tendenz"

künftig gesetzlich verhindert werden solle. Die SPD.-Fraktion gibt in ihrer Antwort

der Verwunderung Ausdruck, was die Bekämpfung der Schuldlüge mit dem Remarque-

Film zu tun hätte. Eine „antideutsche" Tendenz sei in dem Film nicht vorhanden,

es sei denn, daß man die Darstellung der Kriegsschrecken als antideutsch bezeichnen

wolle. Die Auffassung des Ausschusses scheine daher zu rühren, daß die Damen den

Film wohl nicht gesehen hätten, wie sie ja auch den Krieg natürlicherweise nicht aus

der Nähe gesehen haben!

Frauenprotest gegen den Krieg. Der Internationale Frauenbund, die Internationale

Frauenliga für Frieden und Freiheit, der Weltbund für Frauenstimmrecht und drei

andere internationale bürgerliche Frauenverbände, die zusammen mehr als 40 Millionen

Frauen in 56 Ländern vertreten, protestieren in einer Eingabe gegen die in Presse,

Publikum und Regierungskreisen sich mehr und mehr geltend machende Tendenz, die

Möglichkeit eines Krieges zu diskutieren; sie fordern von „ihren Staatsmännern, daß sie

ihre ganze Kraft und nationale Ehre für die strikte Beobachtung des Briand-Kollegg
Paktes einsetzen, der die Rettung der Menschheit bedeutet".

Der Braunschweigische Landtag ohne bürgerliche Frauen! Der Landesverband

Braunschweigischer Frauenvereine hat an die Braunschweigische Regierung (Minister¬

präsident der Nationalsozialist Franzen) das folgende Schreiben gerichtet: „Nachdem im

Braunschweigischen Landtage auf bürgerlicher Seite die Frauen gar keine Vertretung



In England dasselbe Problem. (Aus dem Pressebericht des Internationalen Gewerk¬

schaftsbundes): Im April 1927 stellte sich in Großbritannien der Prozentsatz der ver¬

heirateten Frauen unter den weiblichen Empfängern der Arbeitslosenunterstützung auf 26,

heute auf 50%. Prüft man die Gesamtzahl der versicherten Arbeiterinnen, so stellt

man fest, daß 25—30% dieser Frauen verheiratet sind. Natürlich ist der Prozentsatz

in den Industrien, wo die Arbeitslosigkeit unter den Frauen besonders groß ist, viel

höher (Ende Oktober 1929 gab es z. B. in der Baumwollindustrie 43 377 arbeitslose

Frauen, im Oktober 1930 160 000). Als im Juli 1930 eine besondere Erhebung vor¬

genommen wurde, stellte es sich heraus, daß sich die Gesamtzahl der verheirateten

Unterstützungsempfängerinnen auf 199 750 belief; 72 500 dieser Frauen (36,3%) ent¬

fielen allein auf die Baumwollindustrie. M. Bondfield,' die dem Arbeitsministeriuni

vorsteht, bemerkt zu diesen Ziffern: „Für alle, die sich mit diesen Dingen zu befassen

haben, sowie für jene, die an diesen speziellen Berufen interessiert sind, ist es sehr

wichtig, dafür zu sorgen, daß irgendwelche Maßnahmen nicht mehr Ungerechtigkeiten

schaffen, als sie beseitigen sollen." Diese Bemerkung bezieht sich u. a. auch auf den

von verschiedenen Seiten erhobenen Vorwurf, daß viele verheiratete Frauen, die gar

nicht mehr zur Arbeit zurückzukehren beabsichtigen, weiterhin Arbeitslosenunterstützung

empfangen. Die obigen Ziffern tun demgegenüber dar, daß solche Mißbräuche bei

der Mehrheit der beschäftigten Frauen nicht in Betracht kommen können. Anderer¬

seits gab Gen. Bondfield zu, daß die Verwaltung der Arbeitslosenversicherung in

Gegenden, wo die Frauen nach der Heirat nicht mehr ins Erwerbsleben zurückkehren,

mit vielen Schwierigkeiten verbunden sei. Sollten Mißbräuche, wie sie oben ange¬

deutet wurden, entdeckt werden, so würde sie ihr bestes tun, um sie abzustellen, da sie

nach ihrer Ansicht eine Unehrlichkeit gegenüber der Arbeitslosenversicherungs¬

verwaltung bedeuten.

DIE ERWERBSLOSIGKEIT DER WEIBLICHEN ANGESTELLTEN.

Mit dem katastrophalen Hochschnellen der Arbeitslosenzahl ist auch die Masse

der erwerbslosen weiblichen Angestellten weiter gewachsen und hat nun bereits 110 000

überschritten. Gegen Dezember 1929 ist damit das Heer der arbeitslosen weiblichen

Angestellten um 55% angestiegen, während gleichzeitig die Zahl der arbeitslosen

männlichen kaufmännischen und Büroangestellten um 42% gewachsen ist. Allerdings

hat sich dieses ungleiche Tempo des Wachstums in den letzten Monaten zuungunsten

der Männer verändert:

Kaufmännische Angestellte Büroangestellte

weibl. männl. weibl. männl.

Dezember 1929 61050 120170 10 657 16 349

September 1930 89 785 148 241 14 802 19 229

Oktober 1930 95211 159408 17 143 20158

November 1930 95 294 166 634 18105 20 608

Dezember 1930 94 796 171294 18 254 21258

Seit September ist also die Zahl der weiblichen kaufmännischen Angestellten um rund

5000 oder 5,5%, die der männlichen dagegen um 23 000 oder 15,5% gestiegen! Bei den

Frauen hat das Weihnachtsgeschäft die übliche Entlastung gebracht, allerdings kamen

die meisten aushilfsweise Angestellten schon am 24. Dezember wieder zur Entlassung.

Zur Lage des Arbeitsmarktes macht der „Reichsarbeitsmarktanzeiger" folgende Fest¬

stellungen: „Der Kräftebedarf für die Erledigung der Jahresabschlußarbeiten hat infolge

der stärkeren Mechanisierung der Bürobetriebe durch erhöhte Verwendung der modernen

zeit- und personalsparenden Büromaschinen bei weitem nicht die Höhe des Vorjahres

erreicht . . . Eine starke Zurückhaltung bei Neueinstellungen und das Bestreben, an-



mittein, wenn für diese Beschäftigungen geeignete Arbeitslose des in Betracht kommen¬

den Berufes nicht zur Verfügung stehen".

Der Umfang der Erwerbsarbeit der verheirateten Frauen. Als Unterlagen zur Be¬

urteilung der Lage stellen wir hier noch einmal die genauen Zahlen zusammen:

Von 32,3 Millionen Frauen in Deutschland sind 12,7 Mill. verheiratet und 3 Mill.

verwitwet und geschieden. Von diesen verheirateten Frauen sind 3,7 Mill. erwerbstätig.

Von den 32,2 Mill. Frauen sind 11,5 Mill. erwerbstätig. Davon sind 7,8 Mill. ledig

und 3,7 Mill. verheiratet.

Von den 3,7 Mill. erwerbstätigen verheirateten Frauen sind tätig

2 500 000 als mithelfende Familienangehörige

708 000 als Arbeilerinnen

309 000 als Selbständige

75 000 als Angestellte
44 000 als Hausangestellte
7 000 als Beamtinnen.

Da man weder die Mithelfenden noch die Selbständigen wie auch die Hausangestellten

zwangsweise aus der Erwerbsarbeit entfernen könnte, bleiben rund 790 000 verheiratete

Arbeilnehmerinnen, gegen die sich der Schlachtruf gegen die Doppelverdienerinnen

richten könnte. Von ihnen sind 276 000 in der Textilindustrie, im Bekleidungsgewerbe

und im Nahrungs- und Genußmittelgewerbe beschäftigt — in den alten Domänen der

Frauenarbeit, der Herstellung von Kleidung und Nahrung. Diese 276 000 wird man

ebenso als unentbehrlich bezeichnen können wie die 35 000 im Gesundheitswesen täligen

Ehefrauen (davon die Hälfte Hebammen) und die rd. 25 000 als Köchinnen, als Putz¬

frauen usw. tätigen Ehefrauen. Es blieben also rd. 450 000 erwerbstätige Ehefrauen,

deren Plätze zugunsten Lediger freigemacht werden könnten, aber es ist sicher, daß

die Mehrzahl dieser 450 000 aus Not zur Mit-Erwerbstätigkeit gezwungen ist, und ihre

gewaltsame Entfernung würde die auf der einen Seite gemilderte soziale Not auf der

andern Seite erneut verstärken. — Für männliche Arbeitskräfte kämen von diesen

Ehefrauen-Arbeitsplätzen aber hoch gerechnet nur 200 000 in Betracht, da die meisten

verheirateten Ehefrauen in typischen weiblichen Berufen tätig sind. Die Zahl von

3,7 Millionen erwerbstätiger verheirateter Frauen schrumpft also zusammen auf höchstens

450 000, die für ledige Frauen, oder auf höchstens 200 000, die für Männer ihre

Stellungen aufgeben könnten, und dieses Aufgeben würde außerdem nur eine Ver¬

schiebung der sozialen Not bedeuten. — Es sei noch darauf hingewiesen, daß jede

gesetzliche Maßnahme gegen die erwerbstätige Ehefrau einen Bruch der Verfassung be¬

deuten würde.

(Alle Zahlen entstammen der Berufszählung von 1925, es ist aber anzunehmen, daß

sich seitdem das Verhältnis der Ehefrauen zur Gesamtzahl der weiblichen Erwerbs¬

tätigen nicht wesentlich verändert hat.)

Die eigentlichen Doppelverdiener. In einem Aufsatz von Franz Spliedt „Regierungs¬

programm und Ueberwindung der Arbeitslosigkeit" (Die Arbeit 1930 Nr. 10) wird auch

untersucht, wie sich die Forderung des ADGB. auf Abdrängung der pensionierten

Beamten und Wartegeldempfänger vom Arbeitsmarkt auswirken würde: „Im ganzen

dürfte es sich um etwa 750 000 Pensionäre und Wartegeldempfänger handeln und um

eine Summe von jährlich etwa 1,9 Milliarden RM. Pensionen und Wartegelder. Sicher

ist ein nicht unerheblicher Teil der Empfänger, die Wartcgeldempfänger wohl ziemlich

restlos, irgendwie beruflich tätig. Würden, sicherlich gering geschätzt, auch nur 10 v. H.

der Gesamtpensionssumme frei werden, so würden etwa 200 Millionen RM. den Zwecken

des Arbeilslosenschutzes zugeführt werden können, oder aber es würden entsprechend

Arbeitsstellen frei und es träte so eine Entlastung der Arbeitslosenversicherung ein."



erhalten haben, sieht sich der Landesverband Braunschweigischer Frauenvereine ver¬

anlaßt, die Regierung zu bitten, bei allen Fragen, welche die Fraueninteressen auf wirt

schaftlichem, sozialem und kulturellem Gebiete besonders berühren oder bei solchen,

wo weibliches Verständnis eine wünschenswerte, vielleicht sogar notwendige Ergänzung

bilden würde, die Fühlung mit dem Landesverband Braunschweigischer Frauenvereine

aufzunehmen. Unser Wunscli geht dahin, es möge uns Gelegenheit gegeben werden,

zum Wohle der Gesamtheit Frauendenken und Frauenerfahrung auch im Staatsleber

zur Auswirkung bringen zu können." — Wird das was nützen?!

Das Bildungsbedürfnis der weiblichen Angestellten. Der Leiter der Berliner Volks

hochschule Marquardt versucht in einer Rundschau der „Arbeit" (1930, Nr. 10) nach

zuweisen, daß sich die Hörerschaft der Volkshochschule zunächst vom Arbeiter zum

Angestellten, dann aber auch vom männlichen zur weiblichen Angestellten umschichtet.

Auch der Leiter der Humboldthochschule hätte eine „geradezu beängstigende" Zunahme

des weiblichen Anteils festgestellt. „Seine Analyse, daß gerade die weiblichen Ange¬

stellten in den Bürobetrieben und in besseren Geschäften nicht bloß in einer Anpassung

der Kleidung und Manieren, sondern auch in einer über das Niveau des Arbeiterhaus

halts hinausreichenden Bildung sich von ihrer Schicht loszulösen versuchen, ist immerhin be

achtenswert. Es ist sogar von anderer Seite im Zusammenhang mit dieser Loslösung

die Erschwernis der Heiraten für weibliche Angestellte begründet worden. Jedenfalls

wird die Beobachtung der Zunahme der Angestellten und der Frauen durch Statistiken

der Volkshochschulen bestätigt. Barmen (Wuppertal) gibt 30% Angestellte bei 26%

Arbeitern und 57% weibliche Hörer an, Königsberg 38—53% Angestellte bei 16%

Arbeitern, wobei die weiblichen Angestellten die männlichen 3—4 fach übertreffen

Hamburg hat bei 34% Arbeitern 55% Angestellte, wobei sich die Zahl der weiblichen

Angestellten zu den männlichen wie 2 zu 3 verhält, die Zahl .der weiblichen Arbeiter

zu den männlichen aber wie 1 zu 4. Auch Brunn stellt fest, daß die Hauptmasse seiner

Hörer Privatangestellte und davon wieder die Mehrzahl Frauen sind."

UMFRAGEN / TAGUNGEN.

Eine neue Erhebung über Frauenarbeit. Das Frauenaktionskomitee des Bundes der

Industrieangestellten Oesterreichs hat an alle weiblichen Mitglieder Fragebogen aus¬

gesandt, um durch deren Beantwortung ein klares Bild über die Arbeits- und Lebens¬

verhältnisse der weiblichen Industrieangestellten zu gewinnen. In 70 Fragen sollen

Berufsausbildung, Berufsaussichten, Familienverhältnisse, Arbeitslosigkeit usw. unter¬

sucht werden.

Das Internationale Arbeitsamt hat die Regierungen zu einer Meinungsäußerung über

zwei Fragen der Frauenarbeit aufgefordert, nämlich 1. die Bestimmung des Unter¬

schiedes zwischen Arbeiterinnen und Aufseherinnen und 2. über die Festsetzung der

Zeitdauer, während der die Nachtarbeit der Frauen verboten ist. (Das Washingtoner

Abkommen hat die Frauenarbeit zwischen 10 Uhr abends und 5 Uhr morgens untersagt.)

Die Revision des Abkommens zur Frage der Frauennachtarbeit soll auf die Tagesordnung

der nächsten internationalen Arbeitskonferenz gesetzt werden.

Das Internationale Frauenkomitee der SAI tagte am 11. und 12. Januar in Prag

und beschäftigte sich mit der Vorbereitung der großen Internationalen Frauenkonferenz,

die unmittelbar vor dem Internationalen Sozialistenkongreß in Wien im Juli 1931

zusammentreten wird.

Eine „Internationale fUr die Gleichberechtigung der Frau" ist, wie die „Frau"

(Januarheft 1931) mitteilt, in Genf gegründet worden. Ihr gehören die eifrigsten Be

kämpferinnen des Arbeiterinnenschutzes an, ihr Zweck ist die Arbeit für die Annahme

eines „Gleichberechtigungsvertrages" durch den Völkerbund.
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